
657 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates (VI.GP.) 

'Bericht und Anträge 
des Sonderausschusses 

zur Beratung über die völlige arbeitsrecht­
liche und berufsrechtliche Gleichstellung der 
Volksdeutschen mit österreichisdten Staats-

bürgern. 

In der 93. Sitzung des Nationalrates am 
25. Juni 1952 wurde von der Bundesregierung 
der Entwurf eines Bundesgesetzes, betreffend 
Maßnahmen hinsichtlich der arbeitsrechtlichen 
Gleichstellung der Volksdeutschen mit inländi­
schen Dienstnehmern (598 der Beilagen) ein­
gebracht und dem Ausschuß für soziale Verwal­
tung zugewiesen. Dieser hat sich in seiner Sitzung 
vom 27. Juni 1952 mit der genannten Regie­
rungsvorlage befaßt und ist zur Auffassung ge-

. langt, daß die Gleichstellung der Volksdeutschen 
mit österreichischen Staatsbürgern nicht nur auf 
arbeitsrechtlichem· Gebiete herbeigeführt werden 
sollte. 

Staatsbürgern zu befassen haben, aufzufordern, 
jene Gesetze, die bei Durchführung der dem 
Sonderausschuß gestellten Aufgab~n geändert 
werden müssen, bis zur nächsten Sitzung be­
kanntzugeb'en und auch die notwendigen Ab­
änderungsvorschläge vorzulegen. 

Gleichzeitig wurde an den Verfassungsdienst 
im Bundeskanzleramt die Frage gerichtet, ob es 
möglich ist, die beabsichtigte Gleichstellung in 
einem Gesetz in grundsätzlicher Form vorzuneh­
men oder ob es richtiger und zweckdienlicher 
wäre, durch entsprechende Knderung der einzel­
nen Gesetze den gestellten Auftrag zu erfüllen. Das 
Bundeskanzleramt hat in seiner Stellungnahme 
der Meinung Ausdruck verliehen, daß ein so­
genanntes Sammelgesetz abzulehnen sei und daß 
es den Grundsätzen der Rechtsklarheit und 
Rechtsübersichtlichkeit besser entsprechen würde, 
wenn die bestehenden Gesetzesvorschriften durch 

Auf einen diesbezüglichen Antrag des Aus- ausdrückliche Novellierung der betreffenden 
schusses für soziale Verwaltung beschloß der Vorschriften mittels besonderer Gesetzgebungs-· 
Nationalrat in seiner 94. Sitzung am 3. Juli 1952 akte geändert werden würden. 
gemäß § 22 lit. A im Zusammenhalt mit § 36 
lit. D der Geschäftsordnung, einen Sonderaus- Nach Entgegennahme der schriftlichen wie 
schuß zur Beratung über die völlige arbeits- :auch mündlichen, Berichte der Vertreter der 
rechtliche und berufsrechtliche Gleichstellung der einzelnen Bundesministerien hat der Ausschuß 
Volksdeutschen mit österreichischen Staatsbür- den Fragenkomplex in vier Hauptgruppen auf­

·gern zu bilden. Der Ausschuß, in welchen von gespalten, und zwar: 
der österreichischen Volkspartei die Abgeord- 1. in Maßnahmen, betreffend arbeitsrechtliche 
neten Dr. S ehe f f, D w 0 r a k, Dr. 0 be r- Gleichstellung, 
harn m e r, Mac h u n z e und S e bi n ger, 2. in Maßnahmen, die die Gleichstellung auf 
VOn der Sozialistischen Partei österreichs die Ab- dem· Gebiete des Sozialversicherungsrechtes 
geordneten U h li r, 01 a h, Rosa J 0 eh man n, herbeiführen, 
Pr e u ß le rund .S c h n e e be r ger und vom 3. in Maßnahmen, betreffend berufsrechtli<;he 
Klub der Unabhängigen der Abgeordnete Ne u- Gleichstellung und 
wir t h entsendet wurden, hat in seiner konsti- 4. in Gleichstellungsmaßnahmen dienstrecht-
tuierenden Sitzung den Abg. Sebinger zum Ob- lieber Natur. 
mann, den Abg. Olah zum Obmann-Stellvertre- Da es sich nunmehr ergab, daß das, zu behan-
ter, den Abg. Dr. Oberhammer zum Schriftführer delnde Rechtsgebiet überaus groß und weit ver­
und den Abg. Uhlir zum Berichterstatter be- zweigt ist und die Zeit, die dem Sonderausschuß 
stimmt. In dieser'ersten Sitzung wurde das Prä- auch bei intensivster Beratung bis zum Ende der 
sidium des Nationalrates gebeten, alle Bundes- Frühjahrstagung 1952 zur Verfügung steht, zu 
ministerien, die sich mit der Frage der Gleich-I kurz bemessen war, um diese Materie vollständig 
itellung der Volksdeutschen mit österreichischen zu behandeln, entschloß, sich der Ausschuß, nur 
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die dringlichsten Fragen auf den Gebieten des 
Arbeitsrechtes, des Sozialversicherungsrechtes und 
des Berufsrechtes vorzuziehen und die nicht mehr 
zu bewältigenden Fragen zur Beratung nach den 
Sommerferien des Parlamentes zurückzustellen. 

Dringlich erschien dem Ausschuß vor allem die 
Frage der arbeitsrechtlichen Gleichstellung, die 
A.nderung der. Gewerbeordnung zur: berufs­
rechtlichen Gleichstellung der Volksdeutschen 
und die damit im Zusammenhang stehende No­
vellierung des Krankenpflegegesetzes, des A.rzte­
gesetzes, des Dentistengesetzes und die Stellung 
der Volksdeutschen bei Ausübung des Notar­
berufes und des Rechtsanwaltsberufes. 

Hinsichtlich der Maßnahmen auf dem arbeits­
rechtlichen Gebiete. lag dem Ausschuß die Re­
gierungsvorlage 598 der Beilagen vor. Wie schon 
im Berichte des Ausschusses für soziale Verwal­
tung 620 der Beilagen ausgeführt, sah der Re­
gierungsentwurf die Legalisierung der Verwal­
tungsanordnung des Bundesministeriums für so­
ziale Verwaltung vor, die besagte, daß volks­
deutsche Flüchtlinge, soweit sie vor dem 31. De­
zember 1951 nach österreich· eingewandert sind, 
von der Anwendling der Verordnung über aus­
ländische Arbeitnehmer vom 23. Jänner 1933 
ausgenommen sind und daß für ihre Beschäfti­
gung eine Beschäftigungsgenehmigung durch die 
Arbeitsämter nicht mehr erforderlich ist. In 
den Begünstigungsberdch waren jene volks­
deutschen Flüchtlinge einzubeziehen, die auch 
nach dem 31. Dezember 1951 aus der Kriegs­
gefangenschaft nach österreich entlassen werden. 
Bei den Beratungen im Ausschuß wurde die Ab­
sicht verfolgt, den Personenkreis der Volksdeut­
schen; die arbeitsrechtlich mit den inländischen 
Dienstnehmern gleichgestellt werden sollen, so 
festzulegen und die Abgrenzung in der Weise vor­
zunehmen, daß diese Formulierung für alle noch 
zu bearbeitenden 'Gesetzesvorlagen Verwendung 
finden kann. Hiefür wurden vom Ausschuß als 
Merkmal~ erwogen, <laß diese Personen aus dem 
Gebiete d,er ehemaligen österreichisch-ungarischen 
Monarchie stammen, deutscher Sprachzugehörig­
keit und staatenlos sind, bis zum 31. Dezember 
1951 in das Gebiet der Republik österreich zu­
gezogen sind und in ~er Republik Österreich 
ihren ordentlichen Wohnsitz genommen haben. 
W eite~s sollen sich die Begünstigungen der 
Gleichstellung auch auf Personen erstrecken, die 
nach dem 31. Dezember 1951 im Rahmen der 
Familienzusammenführung oder nach Entlassung 
aus' der Kriegsgefangenschaft mit Zustimmung 
der österreich ischen Behörden nach österreich . . 

einreisen. 
Der Ausschuß einigte sich schließlich auf eine 

diesen Grundsätz.en im allgemeinen gerecht wer­
dende Formulierung, die im § 1 Abs. 1 und 2 
des Gesetzentwurfes niedergelegt ist, und zwar 
deshalb, weil eine Abgrenzung des Personenkrei-
5es bereitsini Notstandshilfegesetz in diesem 

Sinne vorgenommen wurde. § 2 der Regierungs­
vorlage, der bis auf die Klarstellung des Personen­
kreises im Sinne des. § 1 und der folgerichtigen 
Streichung des Abs. 2 unverändert beschlossen 
wurde, war deshalb erforderlich, weil gemäß 
Art. 12 Abs. 1 Z. 4 des Bundes-V erfassungs­
gesetzes bezüglich des Arbeitsrechtes sowie des 
Arbeiter- und Angestelltenschutzes für land- und 
forstwirtschaftliche Arbeiter und Angestellte nur 
die Gesetzgebung über die Grundsätze Bundes­
sache ist, während die Erlassung von Ausfüh­
rungsgesetzen und die Vollziehung den einzelnen 
Bundesländern obliegt. Der § 3, die Vollziehungs­
bestimmungen enthaltend, wurde in der Fassung 
der Regierungsvorlage unverändert angenommen. 

'Zu dieser Regierungsvorlage stellte Abg. M a­
c h u n z e, unterstützt von den Abgeordneten 
der Sozialistischen Partei, den Antrag, eine Be­
stimmung in das Gesetz aufzunehmen, wonach 
auf sozialrechtlichem Gebiet und hinsichtlich der 
V olleistung nach dem Mu tterschutzgesetz die 
Volksdeutschen inländischen Dienstnehmern 
gleichgestellt sind. Auf Grund des Hinweises des 
Vertreters des Bundesministeriums für soziale 
Verwaltung, daß durch das übereinkommen auf 
dem Gebiete der Sozialversicherung zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik 
österreich, das voraussichtlich 4m 1. Oktober 
1952 ratifiziert werden wird, die volle sozial­
versicherungsrechtliche Gleichstellung der Volks­
deutschen mit den österreichischen Staatsbürgern 
tatsächlich erfolgt, hat sich der Ausschuß lediglich 
darauf beschränkt, durch ein Gesetz e/2 der an­
geschlossenen Gesetzentwürfe) den Vollschutz 
nach dem Mutterschutzgesetz auch auf Volks~ 
deutsche au~zudehnen. Diese Ausdehnung erfolgt 
in der Weise, daß nach § 1 dieses Gesetzes, soweit 
die Anwendung der Vorschriften des Mutter­
schutzgesetzes vom Besitz derösterreichischen 
Staatsbürgerschaft abhängig ist, die Volksdeut­
schen den österreichischen Staatsbürgern gleich­
gestellt sind. Nach § 2 sind mit dem Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des Gesetzes' bereits aus­
gesprochene Kündigungen, soweit das Dienstver­
hältnis noch nicht beendet ist, rechtsunwirksam. 
Da für die Leistungen nach dem Mutterschutz­
gesetz der Bund aufzukommen hat, im Budget 
1952 für einen derartigen Aufwand keine Be­
ded<ung gegeben ist, treten die Bestimmungen 
dieses Gesetzes, soweit sie sich auf das Wochen­
und Stillgeld beziehen, ersi: mit 1. Jänner 1953 
in Kraft. Für das Jahr 1953 wird für den dem 
Bund aus der Anwendung' dieses Gesetzes ent~ 
.stehenden Mehraufwand im Budget vorzusorgen 
seIn. 

Hinsichtlich' der berufsrechtlichen Gleichstel­
lung der Volksdeutschen mit österreichischen 
Staatsbürgern wäre durch Ergänzung des § 8 
der Gewerbeordnung vorzusorgen gewese.n. Der 
ursprüngliche Vorschlag des Ausschusses ging 
auch dahin, nad1 Abs. 2 des § 8 der Gewerbe-
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ordnung einen neuen Abs. 3 einzufügen, wonach I dem Erfordernis der Staatsbürger. schaft. für die 
die Volksdeutschen - die Abgrenzung des Per- Berechtigung zur Berufsausübung Abstand ge­
sqnenkreises erfolgt in der gleichen textlichen, nommen. Der Personenkreis, der diese Begün­
Form wie im Gesetz, betreffend Maßnahmen stigung erfährt, ist wie in den bisherigen zur 
hinsichtlich der arbeitsrechtlichen Gleichstellung Änderung vorgeschlagenen Gesetzen gleicher­
der . Volksdeutschen - bezüglich des Antrittes weise festgelegt. Durch die Einfügung des neuen 
und des Betriebes von Gewerben den Inländern § 59 a wird das Bundesministerium für soziale 
gleichgestellt sind. Die Vertreter des· Bundes- Verwaltung ermächtigt, nad1 Anhörung der 
ministeriums für Handel und Wiederaufbau Ärztekammer den volksdeutschen Ärzten, die 
nahmen jedoch den Standpunkt, ein, daß die das Doktorat der gesamten Heilkunde erworben 
Aufnahme ein~r ßestimmung in die Gewerbe- haben und in ihrem Herkunftsland zur Aus­
ordnung, die in ihrer. tatsächlichen Wirksamkeit übung des Ärzteberufes zugelassen waren, die 
zeitlich begrerizt ist, nicht zu empfehlen sei. Es Berechtigung zur Ausübung des Ärzteberufes in 
wurde die Schaffung eines eigenen Bundesgeset- österreich zu erteilen. Doch ist diese Berechti­
zes, das den vom Ausschuß beabsichtigten Zweck gung zur Berufsausübung an die Bedingung ge­
erfüllt, vorgeschlagen. Der Ausschuß ist dieser knüpft, daß die Nostrifizierung des ausländi­
Meinung ·beigetreten und hat das Bundesgesetz, schen Doktordiploms bis. 31. Dezember 1954 
betreffend Maßnahmen hinsichtlich der gewerbe- nachgewiesen wird. Die gleiche Begünstigung 
rechtlichen Gleichstellung der Volksdeutschen wird auch jenen volksdeutschen Ärzten gewährt, 
mit Inländern C/3 der angeschlossenen Gesetz- die die österreichische Staatsbürgerschaftbereits 
entwürfe) beschlossen. Bezüglich der Anerken- erworben haben. Durch die in der vorliegenden 
nung der im Auslande zur Ausübung und zum 2. Ärztegesetznovelle 1952 vorgesehene Gleich­
Betrieb eines Gewerbes erworbenen Befähigungs- stellung der volksdeutsdlen Ärzte mit den öster­
nachweise verweist der Ausschuß auf die Be- reichischen Ärzten wird dem Verlangen des Bei­
stimmungen des Art. XIV der Gewerberechts- rates der Volksdeutschen Rechnung getragen. 
novelle 1952 (§ 14 eGO.), wonach der Landes- Nach Mitteilung des Bundesministeriums für so­
hauptmann bei Personen, deren volle Befähigung ziale Verwaltung wird annähernd 100 volks­
zur Ausübung des Gewerbes etwa im Hinblick deutschen Ärzten die Berufsausübung ermöglicht. 
auf die Ablegung einer gleichwertigen Meister­
prüfung im Auslande angenommen werden kann, 
ausnahmsweise die Meisterprüfung auch ohne Be­
dachtnahme auf die wirtschaftliche Lage des 
Gewerbes nachsehen kann. 

Ebenso räumt der § 13 d in -der Fassung des 
Artikels XII der Gewerberechtsnovelle 1952 den 
Gewerbebehörden das Recht ein, in den Fällen, 
in denen die Erbringung des großen Befähi­
gungsnachweises vorgeschrieben ist, von der Bei­
bringung eines Lehr- undPraktikantenzeugnisses 
abzusehen. Der Sonderausschuß gab der Erwar­
tung Ausdruck, daß, um das durch die Gleich­
stellung der Volksdeutschen mit Inländern an­
gestrebte Ziel zu erreichen, diese Behörden von 
diesem Recht_ . in jenem Ausmaße Gebrauch 
machen, wie es allgemein auch· für Inländer ge­
schieht. 

Die Änderung des Krankenpflegegesetzes CI 4 
der angeschlossenen' Gesetzentwürfe) erfolgt in 
der Weise, daß durch die neuen Absätze 4 und 5 
im § 6 des Krankenpflegegesetzes bei Bewerbung 
um Aufnahme in eine Krankenpflegeschule die 
Volksdeutschen den österreichischen Staatsbür­
gern gleichgestellt sind. 

Das Ärztegesetz, BGBL Nr. 92/1949, enthält 
im § 2 Abs. 1 lit. a als Erfordernis zur Berufs­
ausübung den Nachweis derösterreichischen 
Staatsbürgerschaft. In dem vorliegenden Ent­
wurf der 2, Ärztegesetznovelle 1952 CI5 der bei­
gedruckten Gesetzentwürfe) wird für Volks­
deutsche durch die Einfügung eines § 2 a von 

Die gleidlen Gründe, die zur Novellierung des 
Arztegesetzes führten, waren auch zur Novellie­
rung des Dentistengesetzes ('/6 der angeschlosse~ 
nen Gesetzentwürfe) maßgebend. Für Volks­
deutsche, die" dieser Berufsgruppe angehören, 
wird durch die Einfügung der neuen Abs. 4 und 
5 in den § 4 des Dentistengesetzes vo~ dem Er­
fordernis der österreichischen Staatsbürgerschaft 
Jür die Berufsausübung Abstand genommen. 
Durch die Einfügung des neuen § 5 a wird dem 
Bundesministerium für soziale Verwaltung über 
Antrag des Landeshauptmannes die Ermächti­
gung erteilt, Volksdeutschen, die in ihrem Her­
kunftslande zur Ausübung des Dentistenberufes 
berechtigt Waren, die Berufsausübung in öster­
reich zu gesta'tten. Doch kann die Berechtigung 
zur Berufsausübung an die Bedingung geknüpft 
werden, daß diese Personen bis 31. Dezember 
1954 einen Ergänzurigslehrgang arri Lehrinstitut 
für Dentisten in Wien zu absolvieren haben. 
Weiters kann diesen Personen auch die Ab­
legung der staatlichen Dentistenprüfung auf­
getragen werden. Für die Kriegsgefangenen so­
wie für Personen, die im Rahmen der Familien­
zusammenführung in österreich' einreisen, kann 
die Frist zur ergänzenden Berufsausbildungent­
sprechend erstreckt werden. Ferner köhnen diese 
Personen zum Besuch des Lehrinstitutes für 
Dentisten in Wien und zur abschließenden Den­
tistenprüfung zugelassen werden, wenn sie eine 
mindestens siebenjährige Ausbildung' in einem 
dem Dentistenberufe .. gleichzuhaltendenBerufe 
nacl1zuweisen vermögen. Ebenso wie dies den 
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volksdeutschen Arzten eingeräumt wurde, kön­
nen auch Dentisten, die bereits die österreichische 
Staatsbürgerschaft erhalten haben, diese Begünsti­
gung in Anspruch nehmen. 

Der Gesetzentwurf über die Stellung der 
Volksdeutschen bei Ausübung des Notarberufes 
(,/7 der angeschlossenen Gesetzentwürfe) ver­
hält die Notariatskammer, wenn die sonstigen 
gesetzlichen Voraussetzungen gegeben sind und 
die Anerkennung der im Ausland abgelegten 
Studien und Prüfungen durch das Bundesministe­
rium für Unterricht erfolgte, die Eintragung von 
Volksdeutschen in die Liste der Notariatskandi­
daten über Antrag vorzunehmen. Als Erforder­
nis zur Berufsausübung für einen bereits im 

. Herkunftsland tätig gewesenen Notar ist die Zu­
rücklegung einer zweijährigen Praxis bei einem 
österreichischen Notar als eingetragener No­
tariatskanditat oder als Konzeptshilfskraft not­
wendig. 

Die Gleichstellung von Volksdeutschen mit 
österreichischen Staatsbürgern für die Rechts-. 
anwaltschaft konnte nicht durchgeführt werden, 
da die Rechtsanwaltskammer diese Gleichstellung 
ablehnte. Der Sonderausschuß hat das Bundes­
ministerium für Justiz ersucht, eine neuerliche 
Stellungnahme von der Rechtsanwaltskammer 
einzuholen' und für die Abgabe dieser Stellung­
nahme eine Frist bis 15. September 1952 vorzu­
schreiben. Der Ausschuß nimmt an, daß die 
Rechtsanwaltskammer bis zu diesem Zeitpunkt 
ihre ablehnende Haltung aufgibt. Der Sonder­
ausschuß wird in der zweiten Hälfte des Monates 
September auf alle Fälle die Beratung des vom 
Bundesministerium für Justiz ausgearbeiteten 
Gesetzentwurfes hinsichtlich der Gleichstellung 
der Volksdeutschen mit österreichischen Staats­
bürgern in bezug auf die Rechtsanwaltschaft 
durChführen und hofft, schon am Begirin der 
Herbsttagung des Parlamentes diesen Gesetz­
entwurf zur Beschlußfassung vorlegen zu können. 

Der von den Abg. Mac h u n z e und U h I i r 
eingebrachte Antrag, die Volksdeutschen bei An­
wendung der Bestimmungen des Invalidenein­
stellungsgesetzes wie Inländer auch dann zu be­
}landeIn, wenn sie vor Erlangung der Staatsbürger­
schaft den Verzichtsrevers, daß sie nicht unter die 

. Bestimmungen des Kriegsopferversorgungsge­
setzes fallen, abgegeben haben, wurde im Sonder­
ausschuß grundsätzlich beschlossen und der Vor­
sitzende des Ausschusses beauftragt, da eine 
NoveUierung . des Invalideneinstellungsgesetzes 
zur Beschlußfassung für den. Nationalrat bereits 
vorbereitet ist, sich mit dem Berichterstatter 
dieses Gesetzes ins Einvernehmen zu setzen, um 
die erforderliche· Gesetzesänderung hinsichtlich 

Uhlir, 
Berimterstatter. 

der gleichen Behandlung der Volksdeutschen auf 
Grund eines gemeinsamen Antrages der beiden 
Regierungsparteien vom Nationalrat· direkt be­
schließen zu lassen. 

Wenn mit diesen Gesetzesvorlagen es noch 
nicht möglich war, auf allen arbeitsrechtlichen 
und berufsrechtlichen Gebieten die Gleichstellung 
der Volksdeutschen mit den österreichischen 
Staatsbürgern herbeizuführen, so wird durch die 
sieben Gesetzentwürfe wohl dem größten Teil 
der in österreich befindlichen Volksdeutschen 
die Arbeits- und Berufsausübung ermöglicht. Der 
Ausschuß glaubt, mit diesen Arbeiten dem Auf­
trage des Nationalrates, wenn auch riicht voll­
ständig, so doch in weitgehendem Umfang ent­
sprochen zu haben. Es bleibt den Beratungen 
des Sonderausschusses in der Herbsttagung des 
Parlaments vorbehalten, den Fragenkomplex ab­
schließend zu behandeln und den Schlußbericht 
zu erstatten. 

Der Sonderausschuß stellt daher den A n t rag, 
der Nationalrat wolle den bei g e s chi 0 s­
sen enG e se tz e n t w ü r f e n, und zwar: 

eines Bundesgesetzes,. betreffend ~aßnahmen 
hinsichtlich der arbeitsrechtlichen. Gleichstellung 
der Volksdeutschen mit inländischen Dienst­
nehmern, 

eines Bundesgesetzes; betreffend Gleichstellung 
der Volksdeutschen mit den österreichischen 
Staatsbürgern auf dem Gebiete des, Mutter­
schutzes, 

eines Bundesgesetzes, betreffend Maßnahmen 
hinsichtlich der gewerberechtlichen Gleichstellung 
der Volksdeutschen mit Inländern, 

eines Bundesgesetzes, womit das Bundesgesetz 
vom 30. März 1949, BGBl. Nr. 93, betreffend die 
Regelung des Krankenpflegewesens (Kranken­
pflegegesetz), abgeändert wird, 

eines Bundesgesetzes, betreffend Abänderung 
des Bundesgesetzes vom 30. März 1949, BGBl. 
Nr. 92, über die Ausübung des ärztlichen Berufes 
und die Standesvertretung der Ärzte (2. Ärzte­
gesetznovelle 1952), ' 

eines Bundesgesetzes, betreffend Ab~nderung 
des Bundesgesetzes vom 23. Feber 1949, BGBl. 
Nr. 90, betreffend die Regelung des Dentisten­
berufes (Dentistengesetznovelle) und 

eines Bundesgesetzes über die Stellung der 
Volksdeutschen bei Ausübung des Notarberufes 

die' verfassungsmäßige, Zustimmung erteilen. 

Wien, am 16. Juli 1952. 

Sebinger, 
Obmann. ' 
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Bundesgesetz vom 1952, be-
treffend Maßnahmen hinsichtlich der arbeits­
rechtlichen Gleichstellung der Volksdeut­

schen mit inländischen Dienstnehmern. 
Der Nationalrat hat beschlossen: 

§ 1. (1) Zur Ausübung einer unselbständigen 
Beschäftigung durch Personen deutscher Sprach­
zugehörigkeit, die staatenlos sind oder deren 
Staatsangehörigkeit ungeklärt ist (Volksdeutsche), 
ist, soweit nicht§ 2. anzuwenden ist, weder· eine 
Beschäftigungsgenehmigung noch eine Arbeits­
erlaubnis nach den bestehenden allgemeinen Vor­
schriften über ausländische Arbeitnehmer erfor­
derlich. Dies gilt nicht für Volksdeutsche, die 
erst nach dem 31. Dezember 1951 in das Gebiet 
der Republik österreich eingereist sind, mit Aus­
nahme der· aus der Kriegsgefangenschaftentlas­
senen oder der im Rahmen der Familienzusam,. 
menführung mit Zustimmung der österreichi~ 
schen Behörden nach österreich einreisenden 
Volksdeutschen. 

(2) Ob eine Person dem Kreise derVolksdeut­
schen im Sinne des Abs. 1 angehört, wird ins­
besondere durch die Eintragung ,;Volksdeutscher" 
im Personalausweis für Ausländer und Staaten­
lose nachgewiesen. 

§ 2. (1) (Grundsatzbestimmung.) Zur Aus­
übung einer unselbständigen Beschäftigung dur~ 

" 

Bundesgesetz vom 1952,. be~ 
treffend Gleichstellung der Volksdeutschen 
mit den österreichischen Staatsbürgern aut 

dem Gebiete des Mutterschutzes. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

§ 1. (1) Soweit die Anwendung der V orschri( 
ten über den Schutz der werktätigen Mutter vom 

5 

Volksdeutsche im Sinne des § 1 ist, soweit hie­
für die auf Grund des Landarbeitsgesetzes, BGBI. 
Nr. 140/1948, ,erlassenen Landesausführungsge­
setze gelten, weder eine Beschäftigungsgeneh­
migung noch eine Arbeitserlaubnis nach den be­
stehenden allgemeinen Vorschriften über aus­
ländische Arbeitnehme: erforderlich. 

(2) Die Grundsatzbestimmung des Abs. 1 tritt 
den Ländern gegenüber für die Ausführungs-' 
gesetzgebung sofort, im übrigen in jedem Bun­
desland gleichzeitig mit dem im betreffenden 
Bundesland erlassenen Ausführungsgesetz 10 

Kraft. 
(3) Die Ausführungsgesetze . der Bundesländer 

sind binnen sechs Monaten,vom Tage der Kund­
machung dieses Bundesgesetzes angerechnet, zu 
erlassen. .. 

§ 3. (1) Mit der Vollzfehung der Vorschriften 
des § 1 ist das Burtdesministerium für soziale 
Verwaltung im Einvernehmen mit den betei~ 
ligten Bundesministerien betraut. 

(2) Mit der Wahrnehmung der dem Bund ge­
mäß Artikel 15 Absatz 8 des Bundes-Verfassungs­
gesetzes in. der Fassung von 1929. zustehenden 
Rechte ist hinsichtlich des § 2 das Bundesmini­
sterium für Land- und Forstwirtschaft im Ein­
vernehmen mit den beteiligten Bundesministerien 
betraut. 

Besitz der österreichischert Staatsb.ürgerschaftab­
hängig ist, sind Personen deutscher Sprachzu­
gehörigkeit,die staatenlos sind oder deren Staats­
angehörigkeit ungeklärt ist (Volksdeutsche), den 
österreichischen Staatsbürgern gleichgestellt. 

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 finden auf 
volksdeutsche Dienstnehmerinnen, die unter das 
Landarbeitsgesetz. BGBI. Nr. 140/1948, fallen, 
'Anwendung, sofern diese Dienstnehmerinnen in 
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der gesetzlichen' Krankenversicherung versichert 
sind. 

. § 2. Eine im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Bundesgesetzes bereits ausgesprochene Kün­
digung einer unter die Bestimmungen des § 1 
Abs. 1 fallenden Dienstnehmerin ist, sofern das 
Dienstverhältnis noch nicht beendet ist, rechts­
unwirksam, es sei denn, daß sich die Dienst­
nehmerin mit der Kündigung einverstanden er­
klärt. 

I 

§ 3. (1) Die)es Bundesgesetz tritt in Kraft: 

Die Bestimmungen des § 1, so~eit sie sich auf 
das W ochen- und Stillgeld beziehen, am 1. Jän­
ner 1953, hinsichtlich der übrigen Bestimmungen 
sowie des § 2 mit dem der Kundmachung fol­
genden Tag. 

. (2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist das Bundesministerium für soziale Verwaltung 
im Einvernehmen mit den beteiligten Bundes­
ministerien betraut. 

. I 
{3 

Bundesgesetz vom 1952, be-
treffend Maßnahmen hinsichtlich der ge­
werberechtlichen Gleichstellung der Volks­

deutschen mit Inländern. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

§ 1. (1) Personen. deutscher Sprachzugehörig­
keit, die staatenlos sind oder deren Staatsan­
gehörigkeit ungeklärt ist (Volksdeutsche),. sind 
hinsichtlich des Antrittes und des Betriebes VOll 

Gewerben den Inländern gleichgestellt. Dies gilt 
nicht für VolksdeutsChe, die erst nach dem: 
31. Dezember 1951 in das Gebiet der Republik 

. Bundesgesetz vom 1952, wo-
mit das Bundesgesetz vom 30. März 1949, 
BGBl. Nr. 93, betreffend die Regelung des 
Krankenpflegewesens (Krankenpflegegesetz ), 

abgeändert wird. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I. 

Das Bundesgesetz vom 30. März 1949, BGBl. 
Nr. 93, betreffend die Regelung. des Kranken­
pflegewesens (Krankenpflegegesetz), wird abge­
ändert wie folgt: 

Dem § 6 werden die neuen Abs; 4 und 5 mit 
folgendem Wortlaut angefügt: 

,,(4) Bei Bewerbung - um Aufnahme in eine 
Krankenpflegeschule sindösterreichischen Staats­
bürgern auch Personen deutsCher Sprachzuge­
hörigkeit, die staatenlos sind oder deren Staats-

österreich eingereist sind, mit Ausnahme der 
aus der Kriegsgefangenschaft entlassenen oder der 
im Rahmen der Familienzusammenführung mit 
Zustimmung der österreichischen Behörden nach 
österreich einreisenden V olksdeu tschen. 

(2) Ob eine Person dem Kreise der Volks­
deutschen im Sinne des Abs. 1 angehört, wird 
insbesondere. durch die Eintragung "Volks­
deutscher" im Personalausweis für Ausländer und 
Staatenlose nachgewiesen; 

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist das Bundesministerium für Handel und Wie­
der-aufbau betraut . 

angehörigkeit ungeklärt ist (Volksdeutsche), 
gleichzuhalten. Dies gilt nicht für Volksdeutsche, 
die erst nach dem 31. Dezember 1951 in das Ge­
biet der Republik österreich eingereist sind, mit 
Ausnahme der aus der Kriegsgefangenschaft ent­
lassenen oder der im Rahmen der Familien­
zusammenführung mit Zustimmung der öster­

. reichischen Behörden nach österreich einreisen­
den Volksdeutschen. 

(5) Ob eine Person dem Kreise der V olks­
deutschen im Sinne des Abs. 4 angehört, wird 
insbesondere durch die Eintragung ,V olks­
deutscher' im Personalausweis für Ausländer 
und Staatenlose nachgewiesen." 

Artikel 1I. 
Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist 

das Bundesministerium für soziale Verwaltung 
betraut. 
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Bundesgesetz vom 1952, be-
treffend Abänderung des Bundesgesetzes vom 
30. März 1949, BGBl. Nr. 92, über die Aus­
übung des ärztlichen Berufes und' die Stan­
desvertretung der Ärzte (2. Ärztegesetz-

novelle 1952). 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I. 

Das Bundesgesetz vom 30. März 1949, BGBL 
Nr. 92, über die Ausübung des' ärztlichen Be..; 
rufes und die Standesvertretung der Xrzte 
(Xrztegesetz), in der Fassung des Bundesgesetzes 
vom 20. Juni 1951, BGB1. Nr. 129, und des :Bun­
desgesetzes vom 27. Mai 1952, BGB1. Nr. 119 
(Xrztegesetznovelle 1952), wird wie folgt ge­
ändert: 

1. Nach § 2 ist ein neuer § 2 a. mit folgendem 
Wortlaut einzufügen: 

,,§ 2 a. (1) österreichischen Staatsbürgern (§ 2 
Abs. 1 lit. a) sind Personen deutscher Sprach­
zugehörigkeit, die staatenlos sind oder deren 
Staatsangehörigkeit ungeklärt ist (Volksdeutsche), 
gleichzuhal ten. Dies gilt nicht für Volksdeutsche, 
die erst nach dem 31. Dezember 1951 in das 
Gebiet der Republik österreich eingereist sind, 
mit Ausnahme der aus der Kriegsgefangenschaft 
entlassenen oder der im Rahmen der Familien­
zusammenführung mit Zustimmung der öster­
reichischen Behörden nach österreich einreisen­
den Volksdeutschen. 

(2) Ob eine Person dem' Kreise der V olks­
deutschen .im Sinne des Abs. 1 angehört, wird 
insbesondere· durch die Eintragung ,Volks­
deutscher' im Personalausweis für Ausländer und 
Staatenlose nachgewiesen." . 

Bundesgesetz vom 1952, be-
treffend Abänderung des Bundesgesetzes vom 
23. Feber 1949, BGBI. Nr. 90, betreffend die 
Regelung des Dentistenberufes (Dentisten-

gesetznovelle). 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I. 

Das Bundesgesetz vom 23. Feber 1949, BGBl. 
Nr. 90, betreffend die Regelung des Dentisten­
berufes (Dentistengesetz), wird wie folgt ge­
ändert: 

7 

2. Nach § 59 ist ein neuer § 59 a·~it folgendem 
. Wortlau teinzufügen: . 
. ,,§ 59 a. (1) Das Bundesministerium für soziale 
Verwaltung kann nach Anhörung der öster­
r'eichischen Xrztekammer die Berechtigung zur 
Ausübung des ärztlichen Berufes in österreich 
unter Nachsicht von den Erfordernissen des § 2 

'Abs. 1 lit. c und des Abs~ 3, an Personen er­
teilen, die den im § 2 a angeführten Voraus­
setzungen entsprechen, das Doktorat der ge­
samten Heilkunde erworben haben und in ihren 
Herkunftsländern zur Ausübung des ärztlichen 
Berufes zugelassen waren. 

(2) Die Berechtigung zur Ausübung des ärzt­
lichen Berufes, die unter Nachsicht vom Erfor­
dernis des § 2 Abs. 1 iit. c erteilt wurde, erlisch~, 
wenn der solcherart zur Ausübung des ärztlichen 
Berufes in österreich zugelassene Arzt nicht bis 
zum 31. De2;ember 1954 die Nostrifizierung 
seines ausländisdlen Doktordiplomes nachweisen 
kann. 

f3) Die unter diese' Bestimmungen fallenden 
Personen sind zur Ausübung des ärztlichen Be­
rufes auf einem Fachgebiet jedoch nur dann be­
rechtigt, wenn sie den auf Grund dieses Gesetzes 
erlassenen Vorschriften über die Ausbildung und 
die Anerkennung zum Facharzt entsprechen. 

(4) Der Anwendung der Bestimmungen der 
Abs. 1 und 2 auf Personen, die den V oraus­
setzungen des § 2 a entsprechen, steht der Er:" 
werb der österreichischen Staatsbürgerschaft, 
gleichgültig ob er vo'r oder nach. dem Inkraft­
treten dieses Bundesgesetzes erfolgt ist, nicht ent­
gegen." 

Artikel 11. 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist 
das Bundesministerium für soziale Verwaltung. 
betraut .. 

1. Dem § 4 sind die .peuen Ab's. 4 und 5 mit 
folgendem Wortlaut anzufügen: 

,,(4) österreichischen Staatsbürgern (1\bs .. 1 Ht. a) 
sind Personen deutscher SprachzugehÖrigkeit, die 
staatenlos. sind oder. deren Staatsangehörigkeit 
ungeklärt ist (Volksdeutsche}, gleichzuhalten. 
Dies gilt nicht für Volksdeutsche, die erst nach 
dem 31. Dezember 1951· in das Gebiet der Repu­
blik österreich eingereist sind, mit Ausnahme der 
aus der Kriegsgefangenschaft entlassenen oder der 
im Rahmen der Familienzusammenführung mit 
Zustimmung der österreichischen Behörden nach 
österreich einreisenden Volksdeutschen. 

/) 
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(11) Ob eine Person dem Kreise der Volks­
deutschen im Sinne des Abs. 4 angehört, wird 
insbesondere durch die Eintragung ,Volks­
deutscher' im Personalausweis für Ausländer und 
Staa tenlose nachgewiesen." 

2. Nach § 5 ist ein neuer § 5 a mit folgendem 
Wortlaut einzufügen: 

,,§ 5 a. ·(1) Das Bundesministerium für soziale 
Verwaltung kann auf Antrag des Landeshaupt­
mannes nach Anhörung der österreichischen 
Dentistenkammer den im' § 4 Abs. 4 angeführten 
Personen, die in ihrem Herkunftsland zur selb­
ständigen Ausübung eines dem Dentistenberufe 
gleichzuachtenden Berufes berechtigt waren, die 
Nachsicht von dem im § 4 Abs. 1 lit.d ange­
führten Erfordernissen erteilen. 

(2) Die Nachsicht von den im ,§ 4 Abs. llit. d 
angeführten Erfordernissen kann an die Be­
dingung geknüpft werden, daß der Nachsichts­
werber bis 31. Dezember 1954 den Besuch eines 
Ergänzungslehrganges ,am Lehrinstitut für Den­
tisten in Wien und die Ablegung der' staatlichen 
Dentistenprufung nachweist. Für nach dem 
31. Dezember 1951 aus der Kriegsgefangenschaft 
entlassene Personen sowie für Personen, die 

Bundesgesetz vom 1952 
über die Stellung der Volksdeutschen bei 

Ausübung des Notarberufes. 
Der Nationalrat hat beschlossen: 

§ 1. Für Personen deutscher Sprachzugehörig­
!mkeit, die vor der Erwerbung der österreichischen 

'Staatsbürgerschaft staatenlos waren oder deren 
''Staatsangehörigkeit ungeklärt war (Volksdeut­

sche), gelten folgende Bestimmungen: 
a) Die Notariatskammer hat bei Vorliegen der 

übrigen Voraussetzungen des Gesetzes vom 
25. Juli 1871, RGBl. Nr. 75, betreffend 
die Einführung einer neuen Notariatsord­
nung (NO.), in der geltenden Fassung auf. 
Antrag die Eintragung in die Liste der 
Notariatskandidaten zu bewilligen, wenn 
das Bundesministerium für Unterricht die 
im Ausland abgelegten rechts- und staats­
wissenschaftlichen Studien und Prüfungen 
anerkennt; , 

nach diesem Zeitpunkte im Rahmen der Familien­
zusammenführung mit Zustimmung der öster­
reichischen Behörden in das Gebiet der Republi~ 
österreich einreisen, kann die Frist für die er­
gänzende Berufsausbildung entsprechend erstreckt 
werden. 

·(3) Die im § 4 Abs. 4 angeführten Personen 
können ferner zum Besuch des Lehrinstitutes für 
Dentisten in Wien und anschließend zur staat­
lichen Dentistenprüfung zugelassen werden, wenn 
sie eine mindestens siebenjährige Ausbildung in 
einem dem Dentistenberufe gleichzuachtenden 
Berufe nachweisen können. 

(4) Der Anwendung der Bestimmungen der 
Abs. 1 bis 3 auf Personen, die den Voraussetzun­
gen des § 4 Abs. 4 entsprechen, steht der Erwerb 
der österreich ischen Staatsbürgerschaft, gleich­
gültig ob er vor oder nach dem Inkrafttreten 
dieses Bundesgesetzes erfolgt ist, nicht entgegen." 

Artikel n. 
Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist 

das Bundesministerium für soziale Verwaltung 
betraut. 

ungarischen Monarchie gehörigen Gebiet 
ausgeübt haben, wird das Erfordernis des 
§ 6 Abs. 1 lit. d NO. durch eine zwei­
jährige Praxis bei einem. österreichischen 
Notar als eingetragener Notariatskandida:t 

. oder als Konzeptshilfskraft erfüllt. 

§ 2. Die Bestimmungen des § 1 gelten nicht 
für Volksdeutsche, die erst nach dem 31. De­
zember' 1951 in das Gebiet der Republik öster­
reich eingereist sind, mit Ausnahme der aus der 
Kriegsgefangenschaft entlassenen oder der im 
Rahmen der Familienzusammenführung mit Zu­
stimmung der österreichischen Behörden nach 
österreich einreisenden Volksdeutschen. 

§ 3. Ob eine Person dem Kreis der Volks­
deutschen angehört, wird insbesondere durch die 
Eintragung ,.Volksdeutscher" im Personalaus­
weis für Ausländer und Staatenlose nachge­
'wiesen. 

b) sofern sie 'den Beruf eines Notars in einem § 4. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
am 16. Oktober 1918 zurösterreichisch- ist das Bundesministerium für' Justiz betraut. 

657 der Beilagen VI. GP - Bericht und Antrag NR (gescanntes Original)8 von 8

www.parlament.gv.at




